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Eine Frage vorab: Wenn in Mecklen-
burg-Vorpommern 75 Prozent der
Wählerinnen und Wähler freiheitlich

und demokratisch wählen, warum unterstützt
die etablierte Politik nicht diese Wähler, son-
dern versucht, die Parolen und Inhalte, auf die
20 Prozent abfahren, auf ihre Mühlen zu lei-
ten? Man verhindert Rechtspopulismus nicht,
indem man selbst rechtspopulistisch wird.

Gerade jetzt scheint es nötig, die Demo-
kratie zu verteidigen und für sie einzutreten,
weil sie die einzige Gesellschaftsform ist, die
Menschen Freiheits-, also Handlungs- und
Gestaltungsmöglichkeiten bietet. Was uns
allen in jeder Hinsicht zu Gute kommt. Dass
es auch in einer Offenen Gesellschaft jede
Menge zu kritisieren, verbessern, moderni-
sieren gibt, ist keine Frage. Und auch kein
Problem: denn sie braucht ja Kritik, Modifi-
kation, Modernisierung, um sich dynamisch
zu stabilisieren, in einer sozialen und natürli-
chen Umwelt, die stetig in Bewegung ist.

In solch einem Zusammenhang steht etwa
auch der Streitbegriff der Integration: Zeigt
nicht gerade das Beispiel der Bundesrepub-
lik, die aus zwei totalitären Gesellschaften
hervorgegangen ist, an deren Ausgangspunkt
1945 sage und schreibe 55 Millionen Flücht-
linge, Vertriebene, befreite Zwangsarbeiter
und KZ-Häftlinge, displaced persons aller
Art standen, eine unglaubliche Erfolgsge-
schichte der Integration, fortgesetzt später
durch die Integration der sogenannten Gast-
arbeiter, der Boat-People aus Vietnam und
Laos, der Jugoslawien-Flüchtlinge, der Spät-
aussiedler? Warum die Hysterie um die
fallweise sicher schwierige Integration der
heutigen Flüchtlingspopulation?

Andererseits könnte man ja auch mal die
Frage stellen, wie es denn um die Integration
anderer Bevölkerungsgruppen steht. Sind
denn eigentlich alle, die sowieso schon hier
sind, gut integriert oder gibt es vielleicht
auch bei denen erhebliche Integrationsdefi-
zite? Jedenfalls finden sich unter den Steuer-
flüchtlingen ganz erstaunlich wenige Asyl-
bewerber, hingegen sehr viele sehr vermö-
gende Menschen wie etwa Präsidenten von
Fußballclubs und Herausgeberinnen von fe-
ministischen Zeitschriften. Auch große Teile
des Topmanagements von Autoherstellern,
insbesondere von Volkswagen könnte man

als schlecht integriert bezeichnen; immerhin
haben sie mit ihren Manipulationen an Fahr-
zeugen Millionen von Menschen betrogen.
Sind diese Leute von der Deutschen Bank,
bei der man ja gar nicht mehr mitkommt, wie
viel Klagen gegen sie laufen, eigentlich gut
integriert? Wie viele Arbeitsplätze hängen
eigentlich vom Integrationserfolg der Top-
manager ab? Auch in der Finanzkrise haben
sich sehr viele sehr gut bezahlte Menschen
als sehr schlecht integriert erwiesen, als sie
die Steuerzahler für ihre Schulden haften
ließen. Oder fragen wir mal nach der Integra-
tion mancher Politiker, etwa der CSU: Sind
eigentlich Menschen, die sich für das Grund-
gesetz nicht interessieren und die Beschlüsse
der eigenen Regierung
ständig unterminieren,
gut integriert? Nein, ganz
sicher nicht. Integration
bedeutet immer auch Ori-
entierung am Gemein-
wohl.

Sinkendes Systemver-
trauen entsteht nicht durch
Desinteresse am politi-
schen Gemeinwesen, son-
dern durch die Fahrläs-
sigkeit und Arroganz von
Teilen der gesellschaftli-
chen Eliten, und auch da
muss die Debatte für die
Offene Gesellschaft an-
setzen, nicht bei den The-
men, die die Rechtspopu-
listen setzen. Die sind
übrigens, wie alle Studien
zur Verbreitung menschenfeindlicher Orien-
tierungen seit Jahrzehnten zeigen, eben bei
einem Fünftel der Bevölkerung ohnehin ver-
breitet und kaum aufklärbar – Menschen mö-
gen ihre Vorurteile, weil sie selbstdienlich
sind und Orientierung liefern. Der Unterschied
zu früher besteht heute lediglich darin, dass es
mit der AfD eine Partei gibt, in der sich dieser
Bevölkerungsteil wiederfindet – das heißt aber
eben keineswegs, dass es sich bei den behaup-
teten »Ängsten« und »Besorgnissen« um ge-
samtgesellschaftlich verbreitete Symptome
handelt.

Deutschland ist ein hervorragendes Bei-
spiel für eine offene Gesellschaft, was sich

zum Beispiel daran zeigt, dass bei uns die
Arbeitslosigkeit so niedrig ist wie seit ei-
nem Vierteljahrhundert nicht mehr. Dass
mehr Kinder Abitur machen als jemals zuvor.
Dass die Polizei immer mehr Beamte mit
»Migrationshintergrund« einstellt. Dass
Radfahren in der Stadt normal geworden ist,
dass Menschen Genossenschaften gründen,
um gemeinsam zu bauen, zu gärtnern, zu
arbeiten, Energie zu erzeugen. Dass das Po-
litikinteresse bei jungen Menschen stark
gestiegen ist, ihre Angst vor Zuwanderung
dagegen stark gesunken. Dass die meisten
Menschen hierzulande den Nationalismus
für von vorgestern halten und Demokratie
gut finden. Oder: dass sie Gewalt in jeder

Form ablehnen, sich in
unglaublich großer Zahl
ehrenamtlich engagieren,
bei den Landfrauen
genauso wie bei Amne-
sty International, in
Sprachcafés, bei Green-
peace, oder bei der frei-
willigen Feuerwehr.

Weil das alles so ist,
organisieren sich jetzt,
ein Jahr vor der nächs-
ten Bundestagswahl, die
Freundinnen und Freun-
de der Offenen Gesell-
schaft und machen aus
jedem einzelnen der 365
Tage ab dem 22. Sep-
tember einen Tag der Of-
fenen Gesellschaft: mit
Musikfestivals, Debat-

ten, Lesungen, Kampagnen, Erzähl-Aben-
den, Skat-Turnieren, Picknicks, Konzer-
ten, Filmen und Demonstrationen. Es sind
schon heute rund 250 Freundinnen und
Freunde, Theater, Vereine, Verbände und
Unternehmen dabei, und mir scheint die
Vorstellung faszinierend, dass ein ganzes
Land plötzlich mal pro ist und für das ein-
tritt, was es ist und was es kann – eine
soziale Bewegung für das zivilisatorische
Projekt, das im Grundgesetz formuliert ist
und der ständigen Ausgestaltung bedarf.
Machen Sie mit, werden Sie Freundin und
Freund der Offenen Gesellschaft. Wie?
www.die-offene-gesellschaft.de!
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